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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Soziales -

Tagesordnung I Punkt 4.2 der öffentlichen Sitzung am 01.06.2005  

Vorlage Nr. 05-F-02-0018

Umsetzung Hartz IV
- Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 11.4.2005 -
Der Sozialausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten einen Sachstandsbericht zur Umsetzung von Hartz IV in 
Wiesbaden zu geben. Dabei ist insbesondere darzustellen,

1. in welchen Aufgabenbereichen durch die Landeshauptstadt Wiesbaden 
Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung in welchem Umfang bereits 
geschaffen wurden bzw. noch geplant sind und wie hoch der Magistrat den jeweiligen 
Bedarf einschätzt;

2. in welchen Aufgabenbereichen Vereine, Kirchen oder gemeinnützige Organisationen 
Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung bereits geschaffen haben bzw. 
noch planen.

Beschluss Nr. 0080
 
Der Antrag ist durch den Bericht des Magistrates ( Umsetzung des SGB II in Wiesbaden – „05-V-
51-0014“) erledigt.

 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .06.2005
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Weinerth
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .06.2005

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .06.2005
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Dezernat VI
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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